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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Wuermeling 


Der obengenannte Antrag der Fraktion der SPD 
wurde in der 51. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 24. Juni 1966 dem Ausschuß für Kriegs- und Ver- 
folgungsschäden federführend und dem Haushalts- 
ausschuß zur Mitberatung überwiesen. 

Der Ausschuß behandelte den Antrag in seiner 
8. Sitzung am 29. Juni 1966. 

Im Hinblick auf die kurze Fristsetzung in § 190 a 
des Bundesentschädigungsgesetzes (BEG-Schlußge- 
setz) beschloß der Ausschuß bei einer Gegenstimme 
die Frist vom 30. September 1966 auf den 31. März 
1967 zu verlegen. Der Ausschuß beschloß weiterhin 


einstimmig die Überschrift wie umstehend aufge- 
führt zu ändern. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
30. Juni 1966 den o. a. Gesetzentwurf in der vom 
Ausschuß für Kriegs- und Verfolgungsschäden be- 
schlossenen Fassung behandelt. 

Der Haushaltsausschuß ist mit Mehrheit der Auf- 
fassung, daß die in einem Schlußgesetz gesetzten 
Fristen auf Initiative des Parlaments nicht verlän- 
gert werden sollten. 

Der Haushaltsausschuß ist daher der Auffassung, 
daß der Gesetzentwurf abgelehnt werden sollte. 


Bonn, den 29. Juni 1966 

Dr. Wuermeling 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/728 — in der 
anliegenden Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 29. Juni 1966 


Der Ausschuß für Kriegs- und Verfolgungsschäden 


Mick 

Vorsitzender 


Dr. Wuermeling 

Berichterstatter 
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Drucksache V/785 


Deutscher Bundestag — 5, Wahlperiode 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
der Frist des § 190 a des Bundesentschädigungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

§ 190 a Abs. 1 des Bundesentschädigungsgesetzes 
in der Fassung des Gesetzes vom 29. Juni 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 559), zuletzt geändert durch 
das BEG-Schlußgesetz vom 14. September 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 1315), erhält folgende Fassung: 

„(1) Ist ein Antrag auf Entschädigung nach § 189 
rechtswirksam, aber ohne Darlegung des den einzel- 
nen Entschädigungsanspruch begründenden Sachver- 
halts gestellt worden, so müssen die in § 190 Nr. 1 
bis 4 bezeichneten Angaben bei Vermeidung des 
Ausschlusses bis zum 31. März 1967 nachgeholt wer- 
den. § 189 Abs. 3 findet keine Anwendung." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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